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Berlin, 29. August 2011 
 
 

GdP zu Länder-Staatsvertrag zu technischen Überwachung 
entlassener Straftäter 

Richter: Elektronische Fußfessel 
ist riskante Beruhigungspille 
Berlin. Als „riskante Beruhigungspille“ bezeichnete der stell-
vertretende Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), Frank Richter, die kommende Überwachung von aus 
der Haft entlassenen Gewalt- und Sexualtätern durch eine 
sogenannte elektronische Fußfessel. Anlässlich der heutigen 
Unterzeichnung eines Länder-Staatsvertrages zum Aufbau 
einer in Hessen angesiedelten gemeinsamen Überwa-
chungszentrale für rückfallgefährdete Straftäter mahnte 
Richter: „Die Länder gehen ein hohes Wagnis ein. Eine Fuß-
fessel hält Sexualstraftäter nicht davon ab, ein Kind zu miss-
brauchen. Die Technik ist nicht in der Lage, vor einem straf-
baren Übergriff auf ein Opfer zu warnen. Und selbst wenn 
sie es könnte, wären die Reaktionszeiten für ein Eingreifen 
der Polizei viel zu kurz.“ Fußfesseln, so Richter, könnten al-
lenfalls helfen, den Täter im Nachhinein zu überführen, aber 
sie böten dem Opfer keinerlei Schutz.  
„Anders als von den Justizministern vorgegaukelt, sind elekt-
ronische Fußfesseln deshalb kein Ersatz für eine Unterbrin-
gung rückfallgefährdeter Sexualstraftäter in geschlossenen 
Theraphieeinrichtungen“, betonte Richter. „Hier gibt es in 
den meisten Bundesländern noch immer massiven Nachhol-
bedarf“. 
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